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Antrag, Fraktionen Bündnis90/ Die Grünen, CDU, FDP
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Beratungsfolge:
14.12.2022 BVV BVV/011/IX ohne Änderungen in der BVV beschlossen
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Betreff: Lernen, Wohnen und Arbeiten an der Greifswalder Straße

Es wird gebeten, zur Kenntnis zu nehmen:

Siehe Anlage

Berlin, den 24.02.2026

Einreicher: Bezirksamt
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Bezirksamt Pankow von Berlin

24.02.2026

An die
Bezirksverordnetenversammlung

in Erledigung der
Drucksache-Nr.: IX-0519

Vorlage zur Kenntnisnahme
für die Bezirksverordnetenversammlung gemäß § 13 BezVG

5. Zwischenbericht

Lernen, Wohnen und Arbeiten an der Greifswalder Straße

Wir bitten zur Kenntnis zu nehmen:

In Erledigung des in der 11. Sitzung am 14.12.2022 angenommenen Ersuchens der 
Bezirksverordnetenversammlung – Drucksache Nr.: IX - 0519 –

„Die Bezirksverordnetenversammlung Pankow von Berlin begrüßt eine zügige kooperative 
Entwicklung des Areals des ehemaligen Güterbahnhofs Greifswalder Straße und 
arrondierender Flächen zwischen Greifswalder Straße, Lilli-Henoch-Straße und Ringbahn 
und spricht sich für einen Oberschulstandort, eine begrünte Durchwegung unter Beachtung 
des Biotopverbunds und die Errichtung von Wohn- und Gewerbeflächen auf dieser Fläche 
aus.

Das Bezirksamt Pankow von Berlin wird insofern ersucht, ein gebietsverträgliches 
Nutzungskonzept für die geplante Wohn- und Gewerbebebauung zu entwickeln. Ziel ist, 
durch eine Grundstücksneuordnung auf den Flächen nahe der Greifswalder Straße eine 
qualitativ gute weiterführende Schule mit den entsprechenden Sport- und Freiflächen und 
eine verdichtete urbane Bebauung zu ermöglichen. Dabei sind die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum und Belange des Klima- und Artenschutzes besonders zu 
berücksichtigen und die Versiegelung von Flächen durch die Errichtung von Hochpunkten 
möglichst gering zu halten.“—

wird gemäß § 13 Bezirksverwaltungsgesetz berichtet:

Drs. IX-0519



Im 4. Zwischenbericht wurde erläutert, wie seit Mai 2025 ein konstruktiver Prozess zwischen 
Eigentümer und Stadtentwicklungsamt vorangegangen ist. Im Dezember 2025 
konsolidierten sich die Ergebnisse der Baumassenstudie, so dass der Bezirk im 
regelmäßigen Jour fixe Wohnungsneubau mit StS Herrn Slotty und der 
Wohnungsbauleitstelle das Vorhaben thematisierte, um ein weiteres Vorgehen mit der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (SenStadt), insbesondere dem 
Landesdenkmalamt, abzustimmen.

SenStadt unterstützt dabei „[…] die Baumassenstudie in der Entwurfsfassung vom 16. 
Dezember 2025, die die planerische Grundlage für den Erhalt des Rangierbahnhofs, die 
Schaffung eines neuen Schulstandorts und dringend erforderlicher Wohnungen sowie eines 
Hochpunkts bildet. Der städtebauliche Entwurf greift die Empfehlungen des 
Landesdenkmalrats aus der Sitzung vom 7. Juni 2023 und die Anregungen aus den 
zahlreichen Abstimmungsterminen zwischen den beteiligten Verwaltungen und der 
Vorhabenträgerin auf. Der Landesdenkmalrat hält weitere Hochhäuser auf dem 
vorgesehenen Areal im Nordosten für denkbar, sofern die Anforderungen aus dem 
Umgebungsschutz beachtet werden. Das Landesdenkmalamt beruft sich auf die 
Empfehlungen und steht einer Nachverdichtung am Rand des Denkmalschutzensembles 
Ernst-Thälmann-Park grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. Fragen des 
Umgebungsschutzes können im weiteren Verfahren auf Basis zu konkretisierenden Entwürfen 
bearbeitet werden.“

SenStadt hält weiterhin für die weitere Erarbeitung einer genehmigungsfähigen Planung 
erforderlich, „[…] dass mehrere qualifizierte Architekturbüros auf Basis der Baumassenstudie 
hochbauliche Entwürfe erstellen und die beteiligten Verwaltungen - insbesondere das 
Landesdenkmalamt - eng einbezogen werden. Hierzu sollten idealerweise fünf, jedoch 
mindestens drei Büros im Rahmen einer parallelen Mehrfachbeauftragung durch die 
Vorhabenträgerin mit der Erstellung von hochbaulichen Entwürfen beauftragt werden.“

Die Eigentümer sind nach aktuellen Abstimmungen bereit, für das avisierte Hochhaus mit 
entsprechender städtebaulicher Einbindung ein Gutachterverfahren mit mindestens drei, 
idealerweise fünf zu beauftragenden Büros durchzuführen. Dieses Verfahren ist mit dem  
Senator für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen des Landes Berlin, Herrn Senator Gaebler, 
sowie die Senatsbaudirektorin, Frau Professorin Kahlfeldt, in Abstimmung mit dem 
Staatsekretär für Bauen, Herrn Slotty, abgestimmt. 

Am 11. Februar 2026 wurde der Sachstand im Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Bebauungspläne und Genehmigungen des Bezirks Pankow vorgestellt.

Haushaltsmäßige Auswirkungen

keine

Gleichstellungs- und gleichbehandlungsrelevante Auswirkungen

keine



Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung

keine

Kinder- und Familienverträglichkeit
entfällt

Dr. Cordelia Koch
Bezirksbürgermeisterin

Cornelius Bechtler
Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung und
Bürgerdienste
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